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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

EU Européische Union

v Invalidenversicherung

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung

Innosuisse  Schweizerische Agentur fir Innovationsférderung

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

Innosuisse  Agence suisse pour I'encouragement de I'innovation
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Fruhjahrssession 2022 beschaftigte sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Tunesien. Philipp Nantermod (fdp, VS),
Kommissionssprecher der SGK-NR, erklarte der grossen Kammer, dass es im Abkommen
um die Koordinierung der Systeme der AHV und der IV gehe. Man wolle damit einerseits
Doppelversicherungen und andererseits Beitragslicken vermeiden. Die zusatzlichen
Kosten fir die AHV wirden sich bis in 60 Jahren auf ungeféahr CHF 2.7 Mio. belaufen,
jedoch erwarte man erhebliche Einsparungen bei den Erganzungsleistungen sowie bei
den  Zuschlissen  zur  Krankenversicherung und der Sozialhilfe.  Seine
Kommissionskollegin Yvonne Feri (sp, AG) flgte an, dass die Schweiz den Dialog mit
Tunesien, trotz des unsicheren politischen Umfelds, aufrecht erhalte und damit den
demokratischen Ubergangsprozess und die wirtschaftliche Entwicklung unterstiitze.
Damit griff sie einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) vor, der Nichteintreten
forderte. Nationalrat Glarner begriindete diesen Antrag mit der Lage in Tunesien, die
von  Korruption, Destabilisierung, islamischer Radikalisierung, Folter und
Gewaltanwendung gepragt sei. Zudem werde Homosexualitat gesetzlich unter Strafe
gestellt, monierte er. Glarner brachte sein Unverstandnis darlber zum Ausdruck, dass
man mit einem Land ein Sozialversicherungsabkommen abschliessen wolle, gleichzeitig
aber die Ruckflhrung abgelehnter Asylbewerber aufgrund der dort vorherrschenden
Umstande nicht durchfihren kénne. Er verwies in seinen Ausfihrungen auch auf eine
Aussage seines SPK-NR-Kollegen Barrile (sp, ZH), wonach ehemalige tunesische
Parlamentsmitglieder willkurlich verhaftet und verurteilt wirden. Besagter Barrile warf
Glarner daraufhin vor, das Kommissionsgeheimnis verletzt zu haben. Bundesrat Berset
erinnerte die grosse Kammer daran, dass das Abkommen dem Vorteil der Bevdlkerung
beider Staaten gereiche. Der Minderheitsantrag wirde somit primér Probleme flr
tausende tunesische Arbeitnehmende in der Schweiz und Schweizer Arbeitnehmende
in Tunesien bedeuten. Er bat den Nationalrat daher, das Abkommen zu genehmigen.
Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde mit 132 zu 54 Stimmen gegen den
Widerstand der geschlossen auftretenden SVP abgelehnt. Auch bei der
Gesamtabstimmung unterlag die SVP. Der Bundesbeschluss wurde mit 134 zu 54
Stimmen angenommen.

Die SVP wehrte sich auch in den darauf folgenden Schlussabstimmungen erfolglos
gegen das Abkommen, das mit 140 zu 51 Stimmen im Nationalrat und im Sténderat mit
38 zu 3 Stimmen problemlos angenommen wurde. '

Im August 2022 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Genehmigung des
Abkommens zwischen der Schweiz und Albanien liber soziale Sicherheit. Das
Abkommen schafft die volkerrechtliche Grundlage fur die Koordinierung der Alters-,
Hinterlassenen- und Invaliditatsvorsorge beider Lander. Gemass Botschaft entspricht
das Abkommen inhaltlich den Sozialversicherungsabkommen, welche die Schweiz mit
den anderen Balkanstaaten Montenegro, Serbien, Kosovo sowie Bosnien und
Herzegowina abgeschlossen hat. Dementsprechend regle es allgemein geltende
Grundsatze wie die Gleichbehandlung der Staatsangehorigen, die Auszahlung der
Renten ins Ausland, die Anrechnung von Versicherungszeiten, die Unterstellung von
Erwerbstatigen und die gegenseitige Verwaltungshilfe. Zudem enthalte es eine
Grundlage zur Bekampfung von missbrauchlicher Inanspruchnahme von Leistungen.

Das Geschaft wurde in der Wintersession 2022 vom Nationalrat besprochen, wobei die
vorberatende SGK-NR das Geschaft mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen
hatte. Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) erklarte, dass die
Inanspruchnahme von Leistungen der Altersvorsorge im Ausland eigentlich eine
Selbstverstandlichkeit sei. Fur die Koordinierung der Sozialversicherungssysteme sei
jedoch der Abschluss eines zwischenstaatlichen Vertrags notwendig. Die Umsetzung
des Abkommens bringe zudem Mehrkosten von CHF 2.5 Mio. mit sich, wobei CHF 2 Mio.
zulasten der Versicherungen und die restlichen CHF 500'000 zulasten des Bundes
gingen. Es kame aber auch zu Einsparungen bei den Erganzungsleistungen,
Pramienverbilligungen und der Sozialhilfe, indem die betroffenen Personen ihren
Wohnsitz nach Albanien verlegten.

Eine Minderheit Glarner (svp, AG) beantragte dem Rat, nicht auf das Geschéft
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einzutreten. Minderheitssprecher Glarner wies darauf hin, dass nur 70 Schweizerinnen
und Schweizer in Albanien lebten, im Vergleich zu den 3000 Albanerinnen und Albaner
in der Schweiz. Die SVP-Fraktion lehne das Abkommen ab, weil die Kaufkraftdifferenz
zum Uberweisungsland nicht beriicksichtigt werde, so Glarner. Zudem kdme es bei
einer Umsetzung des Abkommens zu einem <«Export der schweizerischen
Sozialversicherungsleistungen» und die AHV hatte Mehrkosten in Héhe von CHF 2 Mio.
zu tragen, obwohl deren Finanzierung nach 2030 nicht gesichert sei. Bundesrat Berset
erinnerte den Rat daran, dass das Abkommen identisch mit den bereits mit anderen
Balkanstaaten abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen sei. Die finanziellen
Auswirkungen bezeichnete er als gering, er hob jedoch die Bedeutung der
Betrugsbekdmpfungsklausel hervor. Die grosse Kammer trat mit 125 zu 53 Stimmen (bei
1 Enthaltung) auf das Geschaft ein und genehmigte das Abkommen mit 129 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen). Die Gegenstimmen stammten von der SVP-Fraktion. ?

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2020 forderte Erich Hess (svp, BE) in einer parlamentarischen Initiative, dass
kiinftig AHV- und IV-Kinderrenten nur noch fiir in der Schweiz wohnhafte Kinder
ausbezahlt werden. Mit den Kinderrenten sollen die Lebenshaltungskosten von Kindern
in der Schweiz finanziert werden, argumentierte der Initiant, im Ausland wdirden
Auswanderer damit hingegen ihr Leben finanzieren. Zudem wirden «im Ausland Kinder
von Einheimischen als eigene anerkannt, um so an die Geldzahlungen zu gelangen>.

Mit Verweis auf das Freizlgigkeitsabkommen mit der EU, auf verschiedene bilaterale
Sozialversicherungsabkommen sowie darauf, dass die Rentnerinnen und Rentner, die
heute im Ausland lebten, friher genauso Sozialversicherungsbeitrége bezahlt hatten,
beantragte die SGK-NR mit 18 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Eine
Minderheit  Glarner (svp, AG) verlangte hingegen eine Reduktion des
Missbrauchspotenzials durch «zielgerichtete [...] Gesetzesdnderungen». ®

In der Sommersession 2021 beriet der Nationalrat die parlamentarische Initiative von
Erich Hess (svp, BE), wonach AHV- und IV-Kinderrenten zukiinftig nur noch fiir in der
Schweiz wohnhafte Kinder ausbezahlt werden sollen. Erich Hess und Andreas Glarner
(svp, AG) erlduterten dabei die Funktionsweise der von ihnen angeprangerten
kriminellen Machenschaften, die zu unzuldssigen Bezligen von Kinderrenten im Ausland
flhrten. So gingen beispielsweise Mutter mit vielen Kindern auf AHV-Rentner zu oder
man besorge sich eine Bescheinigung flr nicht vorhandene Kinder. Lorenz Hess (bdp,
BE) wehrte sich einerseits gegen den Begriff «Geschaftsmodell», den Glarner
verwendet hatte, da solche Machenschaften nur in Einzelfdllen vorkdmen. Zudem
erhielten nach der Formulierung der parlamentarischen Initiative auch Personen, die
mit ihren eigenen Kindern aus der Schweiz ausgereist sind, keine Kinderrenten mehr.
Mit 136 zu 52 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen Folgegeben aus, Zustimmung
fand die Initiative in der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion. *

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

A l'occasion de la gréve féministe et des femmes* du 14 juin 2019, la présidente du
Conseil national Marina Carobbio Guscetti (ps, Tl) a souhaité marquer le coup. Elle a
proposé au bureau du Parlement de faire une gréve éclair de 15 minutes, a 11h, le 14
juin. Sa proposition a été acceptée tacitement a I'unanimité par les membres du
bureau, mais combattue par une motion d'ordre Glarner (udc, AG). Ce dernier a profité
de son temps de tribune pour traiter les grévistes de «femmes frustrées qui n'ont pas
eu ce qu'elles voulaient dans la vie». Sa véhémente tirade n'a convaincu que 53
membres (2 ont voté contre et 2 se sont abstenu) de son parti et deux élus PLR. L'UDC
s'est montrée dés le départ opposée a la greve. Sa section féminine romande a
toutefois prévu une action, controversée, pour ce jour-la. Les femmes UDC organisent
en effet un banquet dont les bénéfices seront reversés a des associations anti-
avortement. ®

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



MOTION
DATUM: 27.09.2022
VIKTORIA KIPFER

MOTION
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER

In Erfullung einer Petition (Pet. 21.2035) der Frauensession 2021 lancierte die SGK-NR in
der Sommersession 2022 eine Kommissionsmotion zur Férderung von Forschung und
Therapie fiir spezifische Frauenkrankheiten. Eine Vielzahl von Krankheiten betreffe nur
oder mehrheitlich Frauen, entsprechende Behandlungsmoglichkeiten seien jedoch
grundsatzlich nur wenig erforscht. Um dies zu éandern, solle der SNF ein
Forschungsprogramm lancieren mit dem Ziel, verbindliche Richtlinien fir die Diagnose,
Indikation und Therapie von spezifischen Frauenkrankheiten zu erstellen und die
weitere Erforschung ebendieser zu férdern. In seiner Stellungnahme anerkannte der
Bundesrat, dass Frauenkrankheiten dringend weiter und griindlicher erforscht werden
mussten. Jedoch hatten Forschende in diesem Gebiet bereits die Moglichkeit, selbst
Forschungsantrége an den SNF zu stellen, und der Bundesrat wolle dieses Bottom-up-
Prinzip nicht durch einen entsprechenden Auftrag untergraben. Schliesslich sei in
Erfullung des Postulats Fehimann Rielle (sp, GE; Po. 19.3910) bereits ein Bericht zu
diesem Thema in Ausarbeitung, welcher aufzeigen solle, ob bei der Behandlung von
Frauenkrankheiten noch Handlungsbedarf bestehe. Auch eine Kommissionsminderheit
Glarner (svp, AG) stellte sich mit Verweis auf das Bottom-up-Prinzip gegen den
Vorstoss. Der Nationalrat nahm die Motion in der Herbstsession 2022 mit 133 zu 52
Stimmen an, wobei die SVP-Fraktion den Vorstoss geschlossen ablehnte.

Ende Juni 2022 lancierte die SGK-NR eine Motion zur Férderung der Gendermedizin
und griff damit zwei Petitionen aus der Frauensession 2021 auf. Die Gendermedizin
untersucht und behandelt Krankheiten vor einem geschlechtsspezifischen Hintergrund.
Die Annahme, dass Krankheiten geschlechtsneutral verliefen und auftraten, kénne
Fehldiagnosen und -behandlungen mit sich ziehen. Um dies zu verhindern, mussten
bestehende Ungleichheiten in der Medizin bekdmpft werden. Vor diesem Hintergrund
forderte die Kommissionsmehrheit, dass ein nationales Forschungsprogramm zur
Gendermedizin lanciert wird, dass Forschungsprojekte geférdert werden, welche sich
mit Frauenkrankheiten beschéaftigen, und dass das Geschlecht bei der Vergabe von
Geldern des SNF berlcksichtigt wird.

Zwei Kommissionsminderheiten waren jedoch nicht mit allen Forderungen
einverstanden. Eine Minderheit Glarner (svp, AG) rief dazu auf, die ersten beiden
Forderungen der Motion abzulehnen, wéhrend eine Minderheit Sauter (fdp, ZH) die
Berucksichtigung des Geschlechts bei der Geldervergabe ablehnte. Nationalrat Glarner
argumentierte, dass das Problem der geschlechtlichen Ungleichbehandlung in der
Medizin wohl erst seit «der unséaglichen Gender-Debatte mit all ihren Absurditaten von
Links-Grun» bestehe. Dahingegen anerkannte Nationalratin Sauter die Wichtigkeit der
Motion, aber sprach sich entschieden gegen die in der Motion vorgesehenen «engen
Vorgaben» flr zur Vergabe von Forschungsgeldern aus. Der Bundesrat wies in seiner
Stellungnahme darauf hin, dass die Problematik bereits in den Antworten auf
vergangene Vorstosse (etwa Mo. 19.3577) diskutiert ~worden sei und
geschlechterspezifischer Unterschiede in der Medizin aufgrund des Postulats Fehimann
(sp, GE; Po. 19.3910) bereits untersucht wirden. Des Weiteren sei eine Ablehnung der
Motion notig, damit Forschende aller Schweizer Hochschulen weiterhin gleiche
Chancen beim Bewerbungsprozess fur Gelder des SNF und von Innosuisse hatten.

Nach einer hitzigen Debatte nahm der Nationalrat die Forderungen zur Lancierung
eines nationalen Forschungsprogramms wund zur Foérderung der Erforschung
spezifischer Frauenkrankheiten mit 127 zu 54 Stimmen bei 2 Enthaltungen an und
sprach sich somit gegen den Minderheitsantrag Glarner aus. Dem Antrag der Minderheit
Sauter kam der Nationalrat indes nach und sprach sich mit 100 zu 83 Stimmen gegen
die Beriicksichtigung des Geschlechts bei der Vergabe von SNF-Geldern aus. ’

1) ABNR, 2022, S. 23 ff.; AB NR, 2022, S. 625; AB SR, 2022, S. 252; Medienmitteilung SGK-NR vom 4.2.22
2) AB NR, 2022, 5.2109f.; BBI, 2022 2193; BBI, 2022 2195; Medienmitteilung SGK-NR vom 11.11.22

3) Bericht SGK-NR vom 25.03.21

4) AB NR, 2021, S. 1315 ff.; Bericht SGK-NR vom 25.3.21

5) So-Bli, 5.5.19; BaZ, 6.6.19

6) AB SR, 2022, S. 1750 f.

7) AB NR, 2022, S. 1832 ff.
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